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EJPD Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement

SGK-SR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Standerates

RK-SR Kommission fur Rechtsfragen des Standerates

KVF-SR Kommission flr Verkehr und Fernmeldewesen des Standerates

StGB Schweizerisches Strafgesetzbuch

BetmG Bundesgesetz Uber die Betdubungsmittel und die psychotropen Stoffe
(Betdubungsmittelgesetz)

DFJP Département fédéral de justice et police

CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des
Etats

CAJ-CE Commission des affaires juridiques du Conseil des Etats

CTT-CE Commission des transports et des télécommunications du Conseil des
Etats

CP Code pénal suisse

LStup Loi fédérale sur les stupéfiants et les substances psychotropes (Loi sur

les stupéfiants)
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Strafrecht

In der Sommersession 2020 befasste sich der Stdnderat als Erstrat mit der Revision des
Besonderen Teils des Strafgesetzbuches, deren Ziel die Harmonisierung der
Strafrahmen ist. Wie der Kommissionsberichterstatter Daniel Jositsch (sp, ZH) dem
Ratsplenum erlauterte, habe sich die vorberatende RK-SR bei der Diskussion der
Strafrahmen an zwei Leitfragen orientiert: Erstens, absolut betrachtet, entspricht ein
Strafrahmen nach heutigem Empfinden wertmassig dem Verschulden¢ Und zweitens,
relativ betrachtet, passt ein Strafrahmen wertméssig in das System vergleichbarer
Strafen hinein¢ Die thematischen Schwerpunkte verortete Jositsch zum einen im
Bereich Gewalt und Drohung gegenlber Beamten und Behdérden, zu dem in der
jungeren Vergangenheit sehr viele Vorstdsse eingegangen waren, sowie zum anderen
bei den Delikten gegen Leib und Leben, wo generell «eine moderate Anhebung der
Strafen» vorgesehen sei. Damit werde korrigiert, dass der Gesetzgeber bei der
Ausgestaltung des Strafgesetzbuchs in den 1940er-Jahren den Schutz des Vermogens
im Vergleich zum Schutz von Leib und Leben «relativ stark gewichtet» habe. Diese
Werthaltung, die neu ausgelotet werden musse, veranschaulichte er mit dem Beispiel,
dass auf einfachen Diebstahl heute eine Maximalstrafe von finf Jahren stehe, wéhrend
eine fahrlassige Totung mit maximal drei Jahren bestraft werde. Bundesratin Karin
Keller-Sutter betonte, es sei wichtig, dass sich die Bevolkerung mit einem Urteil
identifizieren kdnne: «Nur unter dieser Voraussetzung kann der Rechtsstaat auch seine
Glaubwdlrdigkeit und seine Akzeptanz behalten.» Die 6ffentliche Debatte sei aber oft
vom Eindruck einzelner Vorkommnisse geprégt, die die Forderung nach Mindeststrafen
befeuerten. Solche habe der Bundesrat allerdings nur «sehr selektiv» vorgesehen, weil
der Strafrahmen nicht nur den denkbar schwersten, sondern immer auch den denkbar
leichtesten Fall abdecken musse.

Uber weite Strecken war die umfangreiche Vorlage im Standerat unbestritten. Bis auf
drei Punkte, die sie vertiefter diskutierte, folgte die Standekammer Uberall
stillschweigend den Antragen ihrer Kommission. Als wichtigste dieser diskussionslosen
Neuerungen hervorzuheben sind die Anhebung der Mindeststrafe fir schwere
Kérperverletzung von bisher sechs Monaten auf ein Jahr sowie die Vereinheitlichung
der Mindeststrafe flr alle gewerbsmassig begangenen Vermogensdelikte auf sechs
Monate. Die Bestimmungen des Sexualstrafrechts klammerte der Stadnderat in der
Debatte aus, weil diese nach dem Willen seiner Kommission und des Bundesrates in
einem separaten Entwurf, der zuerst noch in die Vernehmlassung gegeben wird,
behandelt werden sollen.

Die erste der drei umstrittenen Anderungen betraf mit Art. 42 StGB eine Bestimmung
aus dem Allgemeinen Teil, der eigentlich gar nicht Gegenstand des Geschéafts war. Die
Kommissionsmehrheit habe diese Anpassung dennoch vorgenommen, um den
Forderungen nach schéarferen Strafen entgegenzukommen, ohne die Mindeststrafen zu
erhdhen, wie Jositsch erklérte. Sie schlug vor, den Artikel dahingehend abzuandern,
dass das Gericht bei einem Ersttater oder einer Ersttaterin nicht mehr «in der Regel»
eine bedingte Strafe aussprechen muss, sondern dass es dies «kann». Durch die etwas
offenere Formulierung wollte sie mehr Méglichkeiten fir unbedingte Strafen schaffen.
Eine Minderheit Vara (gp, NE) und der Bundesrat beantragten hingegen, beim geltenden
Recht zu bleiben. Die Anderung gefahrde die Rechtssicherheit, weil die vielen Gerichte
in der Schweiz die Kann-Bestimmung vielleicht unterschiedlich anwendeten, so deren
Argumentation. «Es kann nicht angehen, dass irgendwelche Grinde dazu flhren
kénnen, dass der bedingte Strafvollzug, selbst bei einer glnstigen Prognose, verweigert
werden kann», warnte Justizministerin Keller-Sutter vor unzulédssiger Willkdr.
Kommissionssprecher Jositsch wandte ein, dass es fur Taterinnen und Tater eben
gerade keine Sicherheit geben solle, dass man beim ersten Mal eine bedingte Strafe
erhalte. Die Ratsmehrheit liess sich davon Uberzeugen und folgte mit 26 zu 15 Stimmen
der Kommissionsmehrheit.

Als zweites erorterte der Sténderat die konzeptionelle Frage, ob eine Mindestgeldstrafe
automatisch auch eine Mindestfreiheitsstrafe bedeute - an einer konkreten Frage:
Wenn fur ein Delikt eine Geldstrafe nicht unter 30 Tagessatzen oder eine
Freiheitsstrafe vorgeschrieben ist, bedeutet dies dann, dass die Freiheitsstrafe auch
mindestens 30 Tage betragen muss? Die Kommissionsmehrheit bejahte diese Frage, die
in der juristischen Lehre bislang ungeklart geblieben war, und wollte dies im StGB nun
ausdricklich festschreiben. Sie sah Geld- und Freiheitsstrafen als «weitestgehend
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gleichwertig» an, wie es Andrea Caroni (fdp, AR) ausdriickte; dies zeige sich nicht
zuletzt auch darin, dass eine Geldstrafe von 30 Tagesséatzen bei Nichtbezahlung eins zu
eins in eine Freiheitsstrafe von 30 Tagen umgewandelt werde. Eine Minderheit Mazzone
(gp. GE) argumentierte dagegen, eine Freiheitsstrafe stelle einen grésseren Eingriff dar
als eine Geldstrafe, weshalb auf eine solche ausdrickliche Gleichsetzung im StGB
verzichtet werden sollte. Auch EJPD-Vorsteherin Keller-Sutter pladierte gegen die
vorgeschlagenen Erganzungen bei den betreffenden Artikeln, weil aus der Praxis hierzu
keine Unklarheiten moniert worden seien und die Anderung aus Sicht des Bundesrates
daher nicht notwendig sei. Etwas spitz bemerkte sie: «Es wurde gesagt, im Lehrbuch
Jositsch stehe, dass hier Klarungsbedarf bestehe. Herr Jositsch ist in der Minderheit
und sieht offensichtlich, entgegen seinem Lehrbuch, keinen so grossen
Klarungsbedarf.» Die Ratsmehrheit folgte mit 24 zu 16 Stimmen dennoch der
Kommissionsmehrheit.

Der dritte Streitpunkt betraf die Verscharfung der Strafnorm fir Gewalt und Drohung
gegen Behorden und Beamte (Art. 285 StGB). Die Kommissionsmehrheit unterstitzte
hier das Konzept des Bundesrates, der den Strafrahmen flir den Grundtatbestand
unverandert liess - d.h. keine Mindeststrafe, maximal drei Jahre Freiheitsstrafe -,
wahrend er Gewalttaten, die aus einem zusammengerotteten Haufen heraus begangen
werden, neu mit einer Geldstrafe von mindestens 120 Tagessatzen (bisher 30) oder
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren (wie bisher) bestrafen wollte. Nach dem
vorangegangenen Beschluss des Stdnderates Uber die wertméssige Gleichstellung von
Geld- und Freiheitsstrafen bedeutete dies, dass Gewalttaten im Kontext einer
Zusammenrottung mit einer Geldstrafe von mindestens 120 Tagessatzen oder einer
Freiheitsstrafe im Umfang von 120 Tagen belegt wiirden. Eine Minderheit Engler (cvp,
GR) wollte die Strafen indes dergestalt verschérfen, dass sie zwar keine Mindeststrafe
vorsah, Geldstrafe aber nur in leichten Féllen ausgesprochen werden durfte. Bei
Gewalttaten im Kontext einer Zusammenrottung wére eine Freiheitsstrafe zwingend.
Uneinigkeit herrschte in erster Linie dartber, welche Variante die schéarfere war, jene
mit der hohen Mindeststrafe oder jene mit der grundsatzlichen Freiheitsstrafe. Wie
Beat Rieder (cvp, VS) berichtete, war dies auch der einzige Punkt, in dem sich die
Subkommission, die das Geschaft fur die RK-SR vorberaten hatte, nicht einig geworden
war. Rieder setzte sich fur die Minderheit ein, weil es hier um Straftaterinnen und
-tater gehe, die «relativ renitent» seien und bei denen Geldstrafen «schlichtweg keine
Wirkung» erzielten. Wichtig sei die Signalwirkung der Freiheitsstrafe, sprich, dass
Hooligans «am Montag nach dem Samstagsmatch im Biro fehlen». Bundesréatin Keller-
Sutter zeigte Verstandnis flr die Streichung der Geldstrafe in schweren Féllen, gab aber
in Bezug auf die Signalwirkung zu bedenken, dass Freiheitsstrafen auch bedingt
ausgesprochen werden kénnen. Mit 23 zu 18 Stimmen betreffend den Grundtatbestand
und 25 zu 17 Stimmen bezlglich der Zusammenrottungen nahm der Standerat den
Minderheitsantrag Engler an.

In der Gesamtabstimmung opponierte die Grune Fraktion geschlossen, womit die
Kantonskammer das revidierte StGB mit 35 zu 5 Stimmen guthiess. Der zweite Entwurf
zur Anpassung des Nebenstrafrechts an das neue Sanktionenrecht, mit dem vor allem
formelle Anderungen vorgenommen wurden, passierte die Gesamtabstimmung
unverandert mit 36 zu 6 Stimmen, wobei sich hier auch SP-Stéanderat Paul Rechsteiner
(sp, SG) zur Grinen Opposition gesellte. Stillschweigend schrieb die kleine Kammer
zudem die Vorstosse 06.3554, 09.3366, 08.3131,10.3634 und 17.3265 ab. '

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Als Zweitrat befasste sich der Standerat in der FriUhjahrssession 2021 mit dem
Sozialversicherungsabkommen mit Bosnien Herzegowina. Paul Rechsteiner (sp, SG)
empfahl im Namen der SGK-SR die Annahme des Abkommens, welches fur die Schweiz
nur beschrénkte finanzielle Folgen habe. Das Abkommen regle, wie die bereits altere
Vereinbarung aus dem Jahr 1962, die versicherungsrechtliche Unterstellung, die
Gleichbehandlung der Versicherten, die Anrechnung ausléndischer Versicherungszeiten
sowie den Rentenexport. Bundesrat Berset flgte dem hinzu, dass das Abkommen den
Beziehungen mit Bosnien und Herzegowina Stabilitat verleihe und das trotz der
geringen Kosten fur die Schweiz. Der Standerat nahm die Vorlage mit 39 Stimmen
einstimmig an.

In den Schlussabstimmungen am Tag darauf bestatigte der Standerat diesen Entscheid
mit 41 zu 3 Stimmen, wahrend der Nationalrat den Entwurf mit 142 zu 53 Stimmen
annahm. Die Gegenstimmen stammten in beiden Raten von Mitgliedern der SVP-
Fraktion. ?
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Der Sténderat nahm sich in der Wintersession 2021 des
Sozialversicherungsabkommens mit Tunesien an. Paul Rechsteiner (sp, SG), der im
Namen der SGK-SR das Wort ergriff, sprach sich fur die Annahme des
«Standardabkommens>» aus. Dieses werde «keine Ubertrieben bedeutenden Folgen»
haben, aber die soziale Sicherheit flir tunesische Staatsangehorige in der Schweiz und
flr Schweizer Staatsangehdrige in Tunesien regeln. Rechsteiner hob hervor, dass Uber
hundert Schweizer Unternehmen mit schweizerischer Kapitalbeteiligung in Tunesien
existierten, die rund 14'000 Personen beschaftigten. Die Kommission habe die
Annahme des Abkommens einstimmig empfohlen, weil damit ein Rentenexport und die
Anrechnung von Beitragszeiten in der ersten Séule mdglich gemacht wirden. Laut
Rechsteiner stellt ein Sozialversicherungsabkommen zudem eine Voraussetzung fur die
weitere Entwicklung der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen dar. Bundesrat Berset
erklarte, dass das Abkommen keine Gesetzesénderung notwendig mache und die
langfristigen Kosten auf CHF 2.7 Mio. geschéatzt wirden, wobei sich diese nur auf die
Auszahlung der Renten ins Ausland bezégen. Wie zuvor schon Rechsteiner merkte auch
Berset an, dass das Abkommen dem fakultativen Referendum unterliege. Die kleine
Kammer nahm das Geschaft mit 35 zu 4 Stimmen deutlich an, nur einige Mitglieder der
SVP-Fraktion sprachen sich dagegen aus. *

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Eisenbahn

Die kleine Kammer befasste sich in der Wintersession 2020 mit den im Rahmen der
Motion Borloz (fdp, VD; 20.3084) geforderten Regelungen der Haftpflicht im
Giitertransport auf der Schiene. Anders als im Nationalrat war die Motion im Sténderat
umstritten. Flr die Mehrheit der KVF-SR argumentierten Burkart (fdp, AG), Rieder (cvp,
VS) und Dittli (fdp, UR), dass die geforderte Klarung der Risikoverteilung und die
Regelung der Rechtsmittel bereits erfolgt und mit dem internationalen Umfeld
abgestimmt worden seien. Die Schweiz solle hier keine strengere Regelung einflhren
als der Rest von Europa: «Angesichts der ausgepragten Internationalitat des
Schienenguterverkehrs ware es widersinnig, wenn die Schweiz ein anderes als das im
Rest von Europa geltende Haftungsrecht legiferieren wirde», betonte Burkart.
Ansonsten kénnten Arbeitsplatze in Gefahr geraten, wenn die Gefahrglter nicht mehr
transportiert werden kénnten und die Industrie entsprechend abwandere. Oder der
Gefahrgutertransport wirde gar auf die Strasse verlagert, was viel gefahrlicher ware.
Bevor das Parlament nun voreilig eine Verscharfung beschliesse, solle zuerst durch
einen Postulatsbericht eine Gesamtschau Uber die Bestimmungen zur Haftung im
Gutertransport erstellt werden. Entsprechend forderte die Mehrheit der KVF-SR, die
Motion abzulehnen und dafur das von ihr neu eingereichte Postulat anzunehmen. Far
die Kommissionsminderheit und damit fir Annahme der Motion setzte sich Paul
Rechsteiner (sp, SG) in der Parlamentsdebatte ein. Er insistierte, dass es einen
dringenden Handlungsbedarf gebe; die Haftung der Wagenhalter miisse moglichst rasch
geklart werden. Zudem wurden die Haftungsregelungen immer noch auf nationaler
Ebene beschlossen. Es sei hier folglich am Schweizer Parlament, die nétigen
rechtlichen Anderungen vorzunehmen. Bundesratin  Sommaruga stimmte der
Argumentation von Rechsteiner zu. Ein Postulatsbericht werde zu keinen neuen
Erkenntnissen fUhren; friher oder spater werde sich das Parlament entscheiden
mussen, wie die Haftung geregelt werden solle, so Sommaruga.

Der Stéanderat lehnte die Motion schliesslich relativ knapp, mit 22 zu 17 Stimmen, ab und
nahm stattdessen das Postulat einstimmig an. *
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Suchtmittel

Auch das Parlament konnte sich in dieser Frage zu keiner eindeutigen Stellungnahme
durchringen. Die parlamentarische Initiative Rechsteiner (sp, SG; Pa.lv. 87.232), welche
die Straffreiheit des Drogenkonsums verlangte, hatte im Nationalrat zwar keine
Chance, doch verabschiedete der Rat im Anschluss an dieses Geschéft eine
Kommissionsmotion, mit welcher der Bundesrat beauftragt wurde, raschmdglichst eine
Revision des Betdubungsmittelgesetzes (BetmG) vorzubereiten, ohne dass dabei aber
die Stossrichtung prazisiert wurde. Bereits zuvor hatte die grosse Kammer ein Postulat
Fierz (gp, BE; Po. 89.693) Ulberwiesen, welches den Bundesrat auffordert, die
Folgekosten des Drogenverbots beziffern zu lassen. Auf einer Informationstagung in
Ruschlikon wurde dargelegt, dass die Entkriminalisierung des Drogenkonsums auch
dkonomisch sinnvoll wéare, da die Repression und die mit dem illegalen Konsum
verbundenen Folgekosten die Schweiz rund CHF 500 Mio. jéhrlich kosten. Der
Stédnderat seinerseits Uberwies klar eine Motion Buhler (fdp, LU; Mo. 90.411), welche
ebenfalls auf eine Revision des BetmG dréangt. In beiden Féllen hatte der Bundesrat
Umwandlung in ein Postulat beantragt. °

1) AB SR, 2020, S. 420 ff.; CdT, TA, 10.6.20

2) AB NR, 2021, S. 712; AB SR, 2021, S. 120f.; AB SR, 2021, 5.338

3) AB SR, 2021, S. 1201f.

4) AB SR, 2020, S. 1260 ff.

5) Amtl. Bull. NR, 1990, S. 1598 ff., JdG und TA, 14.11.90; TW, 156.11.90; Vat, 20.11.90; Amtl. Bull. StR, 1990, S. 789., Verhandl.
B.vers., 1990, IV, §. 142, Verhandl. B.vers., 1990, V, S. 67
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